
   

 

Änderungsantrag der Fraktion SVP Obwalden 
 

Vorlage des Regierungsrats vom 21. April 2026 Änderungsantrag der Fraktion SVP Obwalden vom 18. Juni 2026 

 Polizeigesetz  
(PolG) 

 I. 

Art.  100 
Polizistinnen und Polizisten 
 
1 Die Kantonspolizei setzt sich aus den Angehörigen des Polizeikorps und den zivilen 
Angestellten zusammen. 
 
 2 Die Voraussetzungen für die Aufnahme ins Polizeikorps werden durch den Regie- 
rungsrat in Ausführungsbestimmungen festgelegt. 
  
 3 Der Regierungsrat und in dringenden Fällen das Sicherheits- und Sozialdeparte- 
ment sind befugt, Personen als Hilfspolizeikräfte und andere Organisationen zu be- 
stimmten Dienstleistungen heranzuziehen.  
 
4 Die Durchführung von polizeilichen Massnahmen und polizeilichem Zwang ist den  
Angehörigen des Polizeikorps vorbehalten. Aufgaben, für die eine eingeschränkte  
oder keine polizeiliche Ausbildung erforderlich ist, können zivilen Angestellten über- 
tragen werden. 

Art.  100 
Polizistinnen und Polizisten 
 
1 Die Kantonspolizei setzt sich aus den Angehörigen des Polizeikorps und den zivilen 
Angestellten zusammen. 
 
 2 Voraussetzung für die Aufnahme ins Polizeikorps ist die Schweizer Staatsbürger-
schaft. Die weiteren Voraussetzungen für die Aufnahme ins Polizeikorps werden 
durch den Regierungsrat in Ausführungsbestimmungen festgelegt. 
  
 3 Der Regierungsrat und in dringenden Fällen das Sicherheits- und Sozialdeparte- 
ment sind befugt, Personen als Hilfspolizeikräfte und andere Organisationen zu be- 
stimmten Dienstleistungen heranzuziehen.  
 
4 Die Durchführung von polizeilichen Massnahmen und polizeilichem Zwang ist den  
Angehörigen des Polizeikorps vorbehalten. Aufgaben, für die eine eingeschränkte  
oder keine polizeiliche Ausbildung erforderlich ist, können zivilen Angestellten über- 
tragen werden. 

 
Begründung: 
Staatsbürger sollen durch Staatsbürger kontrolliert werden. Die diesbezügliche Gewissheit stärkt Identifikation und Vertrauen der Bevölkerung gegenüber der Polizei. 
Die Frage der Staatsbürgerschaft als Voraussetzung für die Aufnahme in das Polizeikorps ist eine politische und keine operative, weshalb sie auf Gesetzesstufe zu 
regeln ist, anstelle der Delegation an den Regierungsrat. Ein Vergleich mit den anderen Kantonen zeigt, dass nur wenige (Basel-Stadt, Schwyz, Neuenburg, Jura, Genf 
und Graubünden) Polizisten ohne Schweizer Staatsbürgerschaft zulassen. In diesen Kantonen ist in der Regel die Niederlassungsbewilligung (Ausweis C) Vorausset-
zung, um ein Mindestmass an Assimilation sicherzustellen. Das Obwaldner Polizeigesetz kennt jedoch keine zwingende Voraussetzung, sondern delegiert diese voll-
umfänglich an den Regierungsrat. 
Der Änderungsantrag soll auf Gesetzesstufe sicherstellen, dass die den Dienst ausübenden Polizisten nicht nur fachlich qualifiziert sind, sondern auch in staatsrechtli-
cher und gesellschaftlicher Hinsicht uneingeschränkt zum Gemeinwesen gehören. Denn der Polizeidienst gehört zum Kernbereich staatlicher Souveränität, was Kennt-
nisse der lokalen Gegebenheiten, aber auch das vertiefte Verständnis für das schweizerische Rechtssystem sowie die Verankerung in den gesellschaftlichen und 
direktdemokratischen Strukturen der Schweiz verlangt. 


